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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Nach dem Ständerat lehnte auch der Nationalrat eine parlamentarische Initiative
Simoneschi-Cortesti (cvp, TI) ab. Der Vorstoss hatte gefordert, dass jeder Bewerbung
für eine berufliche Tätigkeit mit Kindern oder Jugendlichen unter 16 Jahren ein
Strafregisterauszug beigelegt werden muss. Mit dem Bundesgesetz vom 13. Dezember
2013 über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot war dem Anliegen
bereits Rechnung getragen worden, weshalb eine Mehrheit des Nationalrats mit 104 zu
71 Stimmen bei 4 Enthaltungen den ursprünglichen Entscheid von 2008 revidieren
wollte. Der Sonderprivatauszug wird ab dem 1. Januar 2015 Realität. Der Bundesrat
hatte die durch das Bundesgesetz über das Tätigkeits-, Kontakt- und Rayonverbot
geforderte Teilrevision der Verodnung über das Strafregister (VOSTRA) ebenfalls auf
Anfang 2015 in Kraft gesetzt. Danach haben neu Privatpersonen, welche sich auf eine
berufliche oder organisierte ausserberufliche Tätigkeit mit regelmässigem Kontakt zu
Minderjährigen oder zu anderen besonders schutzbedürftigen Personen bewerben, die
Möglichkeit, einen Strafregisterauszug zu bestellen, der nur jene Urteile aufführt, die
ein Tätigkeitsverbot oder ein Kontakt- und Rayonverbot enthalten. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2014
NADJA ACKERMANN

Das gleiche Schicksal wie der Vorstoss von Simoneschi-Cortesti (cvp, TI) erlitt eine
parlamentarische Initiative von Parteikollege Darbellay (cvp, VS), die ein mindestens
zehnjähriges Berufsverbot bei sexuellen Straftaten an Kindern unter 16 Jahren
forderte. Auch dieser Vorstoss war 2008 vom Nationalrat angenommen worden, im
Hinblick auf die aktuelle Gesetzgebung in diesem Bereich kam die grosse Kammer
jedoch mit 142 zu 30 Stimmen bei 8 Enthaltungen auf ihren Entscheid zurück und gab
der Initiative keine Folge. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2014
NADJA ACKERMANN

Kriminalität

In der Debatte über die Volksinitiative und den Gegenvorschlag befasste sich der
Nationalrat auch mit drei im Jahre 2004 eingereichten parlamentarischen Initiativen,
welche das Ziel verfolgten, Kinder besser vor Übergriffen durch Pädophile zu schützen.
Chiara Simoneschi-Cortesi (cvp, TI) verlangte (parl. Iv. 04.469), dass Personen, die mit
Kindern arbeiten, bei ihrer Anstellung einen Strafregisterauszug vorlegen müssen. Oskar
Freysinger (svp, VS) forderte (parl. Iv. 04.441), dass Verurteilungen wegen
Pädokriminalität nie aus dem Strafregister gelöscht werden. CVP-Präsident Darbellay
(VS) beantragte in seinem Vorstoss für Personen, die mit unter 16jährigen sexuelle
Handlungen begangen haben, ein mindestens zehnjähriges Verbot von beruflichen und
ausserberuflichen Aktivitäten mit regelmässigem Kontakt zu Kindern. Die CVP
unterstützte alle drei Initiativen, da es trotz allen juristischen Einwänden darum gehe,
hier ein Zeichen zugunsten des Schutzes der Kinder zu setzen. Die SVP stellte sich aus
denselben Gründen hinter die Anträge von Simoneschi-Cortesi und Freysinger. Die
FDP, die SP und die GP anerkannten zwar, dass im Bereich der Prävention der
Pädokriminalität ein Handlungsbedarf bestehe, lehnten jedoch alle drei Vorstösse
wegen ihrer juristischen Mängel ab. Der Nationalrat entschied sich knapp für die
Initiativen von Simoneschi-Cortesi und Darbellay, die von deutlichen Mehrheiten der
SVP und der CVP und jeweils kleinen Minderheiten der SP, der FDP und der GP
unterstützt wurden. Der Ständerat gab ihnen hingegen keine Folge. Die grosse Kammer
überwies in der Herbstsession oppositionslos auch noch eine Motion Sommaruga (sp,
GE), welche diese Forderungen zum Schutz von Kindern vor rückfallgefährdeten
Sexualtätern in allgemeiner Form aufnimmt, die Ausarbeitung der konkreten
Massnahmen und strafrechtlichen Bestimmungen aber der Regierung überlässt. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2008
HANS HIRTER
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Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Der Anspruch der CVP auf den Bundesratssitz war unbestritten. Fast ebenso klar war,
dass der zweisprachige Deiss, der im Parlament in der Regel Französisch gesprochen
hatte, durch eine Person aus der Deutschschweiz ersetzt werden würde, da die
Romandie immer noch zwei Sitze innehatte. Bis die Kronfavoritin Leuthard ihren
Entscheid getroffen hatte, wagte niemand aus der CVP, öffentlich ein Interesse an einer
Kandidatur anzumelden. Einige der in den Medien gehandelten Politikerinnen und
Politiker erklärten, nicht zur Verfügung zu stehen, so etwa die Regierungsräte Engler
(GR), Chassot (FR) und Cina (VS). Am 9. Mai gab die 43jährige Juristin Doris Leuthard
ihre Kandidatur bekannt. Keine Überraschung war, dass die CVP-Aargau sie
anschliessend einstimmig als Kandidatin bei der Fraktion anmeldete und dass keine
anderen Bewerbungen eingingen. Die Fraktion nominierte sie einstimmig als einzige
Kandidatin. Abgesehen von den Grünen, für welche die Kandidatin zu wenig weit links
stand, sagten alle anderen Fraktionen Leuthard ihre Unterstützung zu. Die Vereinigte
Bundesversammlung wählte sie am 14. Juni mit 133 Stimmen im ersten Wahlgang bei
einem absoluten Mehr von 118; 29 resp. 28 Stimmen entfielen auf die CVP-
Politikerinnen Simoneschi (TI) und Meier-Schatz (SG), weitere elf auf Ständerat Schmid
(cvp, AI). Da kein amtierender Bundesrat Wünsche nach einem Departementswechsel
anmeldete, übernahm Leuthard von ihrem Vorgänger das
Volkswirtschaftsdepartement. 4

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2006
HANS HIRTER

Regierungspolitik

Der Nationalrat lehnte es mit 118 zu 34 Stimmen ab, ein von Simoneschi (cvp, TI) mit
einer Motion gefordertes Gesetz mit Sanktionen für die Verletzung des
Kollegialitätsprinzips zu schaffen. Auch der Bundesrat hatte dagegen opponiert und
angeführt, dass sich die Regeln des Kollegialitätsprinzips nicht genau definieren lassen
und die Anwendung des Gesetzes daher nicht praktikabel wäre. Zudem fand im
Ständerat eine kurze Debatte über eine entsprechende Interpellation Inderkum (cvp,
UR) (05.3817) mit Beteiligung von Bundesrat Leuenberger statt. Siehe dazu auch die
Antwort des Bundesrates auf eine Interpellation Stöckli (sp, BE) (06.3073). 5

MOTION
DATUM: 06.10.2006
HANS HIRTER

Bundesverwaltung - Personal

Die Motionen von Ständerat Studer (sp, NE) und von Nationalrat Berberat (sp, NE)
(05.3152) wurden auch von der jeweiligen anderen Kammer diskussionslos
gutgeheissen. Sie verlangen eine Erhöhung der Zahl der französisch- und
italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen der Bundesverwaltung.
(Siehe auch die Diskussion im Nationalrat im Zusammenhang mit einer Interpellation
Simoneschi (cvp, TI) (05.3277). 6

MOTION
DATUM: 09.05.2006
HANS HIRTER

Die Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung ist ein alljährlich wiederkehrendes
Thema. Die 2012 vom Nationalrat angenommene Motion Maire (sp, NE), welche die
Unterstellung des Delegierten für Mehrsprachigkeit unter das Eidgenössische
Finanzdepartement statt des Personalamts verlangt, wurde im Berichtsjahr auch vom
Ständerat überwiesen. Neu wurde der Delegierte vom Bundesrat gewählt. Als
Nachfolger des 2012 zurückgetretenen Vasco Dumartheray wurde die Luganeser
Stadträtin Nicoletta Mariolini gewählt. Sie soll laut Sprachenverordnung die
Dreisprachigkeit in der Bundesverwaltung fördern und bei Personalrekrutierungen
unterstützend wirken. Die bereits 2012 eingereichten Postulate Romano (cvp, TI) und
Cassis (fdp, TI), die einen vertieften Bericht zur Mehrsprachigkeit in der
Bundesverwaltung verlangen, wurden 2013 im Plenum noch nicht behandelt. Auslöser
war damals der Bericht des Eidgenössischen Personalamts, der zwar eine Zunahme von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aufzeigte, deren Muttersprache nicht deutsch ist,
aber auch darauf hinwies, dass die Sollwerte für französisch-, italienisch- und
rätoromanisch-sprachige Mitarbeitende noch nicht erfüllt sind. Das Magazin „l’Hebdo“
veröffentlichte Ende April eine Untersuchung, mit der die Dominanz der
Deutschschweizer Sprache anhand des Staatskalenders und der dort vermerkten
Korrespondenzsprache aufgezeigt wurde. Von den 199 einflussreichsten Beamten sind
laut der Untersuchung lediglich 16% nicht deutscher Muttersprache. 7

POSTULAT
DATUM: 25.04.2013
MARC BÜHLMANN
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Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

36 Kandidierende auf acht Listen kämpften um die fünf Sitze im Tessiner Staatsrat, die
im Proporzverfahren vergeben werden. Gleich drei Sitze waren vakant. Zurückgetreten
waren Gabriele Gendotti (fdp), der seit dem Jahr 2000 als Regierungsmitglied amtete.
Nach insgesamt 12-jähriger Amtszeit traten auch Patrizia Pesenti (sp) und Luigi
Pedrazzini (cvp) nicht mehr an. Die seit 2007 amtierende Laura Sadis (fdp) und der
bereits seit vier Legislaturperioden als Staatsrat amtierende Marco Borradori (lega)
kandidierten hingegen erneut. Die Vakanzen führten zu einem mit harten Bandagen
geführten Wahlkampf und auch zu heftigen innerparteilichen Auseinandersetzungen.
Insbesondere in der FDP brachen bei der Kür der Kandidierenden alte Gräben zwischen
dem linken und dem wirtschaftsliberalen Flügel wieder auf. Als potentielle Nachfolger
Gendottis wurden Christian Vitta, Matteo Quadranti und Sergio Morisoli bestimmt. Vitta
und Quadranti – dem radikalen Flügel angehörend – warfen dem eher
wirtschaftsliberalen Morisoli dessen Nähe zu einer katholischen Bewegung vor. Neben
der bisherigen Sadis kandidierte Giacomo Garzoli als fünfter auf der freisinnigen Liste.
Die FDP musste insbesondere die Konkurrenz der Lega fürchten: Umfragen vor den
Wahlen zeigten, dass der Gewinn eines zweiten Sitzes für die mit rechtspopulistisch
aufbereiteten Themen wie Sicherheit, Grenzgänger und Bernfeindlichkeit
argumentierende Regionalpartei im Bereich des Möglichen lag. Die Lega trat neben dem
Bisherigen Borradori mit Parteichef Giuliano Bignasca und Nationalrat Norman Gobbi
an. Komplettiert wurde die Liste mit Michele Barra und Lorenzo Quadri. Die Lega wurde
von der SVP unterstützt, die im Gegensatz zu 2007 selber nicht antrat. Der
aussichtsreichste Kandidat der SP war ihr Präsident Manuele Bertoli, dem die
Verteidigung des Sitzes zugetraut wurde. Auch Mario Branda galt auf der SP-Liste als
potentieller Nachfolger. Die CVP versuchte ebenfalls mit ihrem Parteipräsidenten
Giovanni Jelmini sowie mit Paolo Beltraminelli ihren vakanten Sitz zu verteidigen.
Ferner fanden Franco Denti, Nadia Ghisolfi und Marco Passalia von der Generazione
Giovani Platz auf der CVP-Liste. Die aussichtsreichsten Kandidaten auf der Liste der
Grünen waren Sergio Savoia und Greta Gysin. Zudem trat Mattei Germano von Montagna
Viva mit einer eigenen Liste an. Ihm wie auch den Kandidierenden der kommunistischen
Partei und der Forza Civica wurden allerdings kaum Chancen eingeräumt. 

Bei den Wahlen Mitte April nutzte die Lega die historische Chance, die ehemalige
Hochburg der FDP zu schleifen. Obwohl eigentlich erwartet, war die Stärke der
Unterstützung für die Lega dann allerdings doch überraschend, erhielt doch ihre Liste
fast 30% der Stimmen (29,8%). Marco Borradori (lega, 81'754 Stimmen) und Norman
Gobbi (lega, 61'712 Stimmen) erhielten von allen Kandidierenden die meisten Stimmen.
Eine historische Niederlage musste die FDP einstecken, die damit nicht mehr stärkste
Partei im Tessiner Staatsrat war. Sie kam als Partei auf noch 25% der Stimmen, was
allerdings nur noch für einen Sitz reichte: Mit den drittmeisten Stimmen (59'915) wurde
Laura Sadis (fdp) bestätigt. Den CVP-Sitz (19,9%) verteidigen konnte Paulo Beltraminelli
(cvp, 44'270 Stimmen) und für die SP (16,3%) zog neu Manuele Bertoli (sp, 41'313
Stimmen) in die Exekutive ein. Mit ihm ist erstmals ein Sehbehinderter in einer
kantonalen Regierung vertreten. Die Grünen (6,1%), Forza Civica (1,3%), Montagnga Viva
(1%) und die Kommunisten (0,8%) hatten wie erwartet keine Chance auf einen
Regierungssitz. Die Wahlbeteiligung war mit 58,5% im schweizerischen Vergleich relativ
hoch, aber im Vergleich zu den letzten Gesamterneuerungswahlen leicht rückgängig
(2007: 59,4%). Auch der Frauenanteil nahm ab: Mit Laura Sadis (fdp) sass nur noch eine
Frau im Staatsrat. Der Sieg der Lega wurde unterschiedlich kommentiert. Während ihr
Parteipräsident ankündigte, dass ab dem nächsten Tag seine Partei kommandieren
würde, erklärte die FDP ihre Niederlage mit der momentan schwierigen Situation im
Tessin, von der die Lega profitiert habe. In der Südschweizer Presse wurde die
Doppelnatur der Lega hervorgehoben: Auf der einen Seite sei der sympathische
Politiker Borradori die politische Treibkraft, und auf der anderen Seite mobilisiere der
Extremist Bignasca. Die stärkere Einbindung der Lega in die Regierungsverantwortung
könne allerdings durchaus auch der Zähmung der extremistischen Seite dienen. 8

WAHLEN
DATUM: 15.05.2011
MARC BÜHLMANN
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Kommunale Wahlen

Bei den Wahlen im April konnte die Lega dei Ticinesi sowohl im 60-köpfigen
Stadtparlament als auch in der Regierung zulegen. Im Parlament holte die Lega neu 14
Sitze (+6). Die FDP verlor 3 Sitze (neu 20), die SP deren 2 (neu 10) und die CVP einen
(neu 11). Drei Parlamentssitze gingen an die SVP, zwei an die Grünen. Der Stimmenanteil
der Lega betrug knapp 20%, die FDP blieb mit rund 27% stärkste Partei. Die CVP lag mit
14,2% knapp vor der SP (13,3%). 

Bei der Wahl der siebenköpfigen Exekutive konnte die Lega der SP einen Sitz abjagen
und sich damit auf zwei Sitze steigern: Die SP konnte den Sitz des zurücktretenden
Giovanni Cansani nicht verteidigen. Die Lega war mit einer gemeinsamen Liste mit der
SVP angetreten, gewählt wurden Giuliano Bignasca und neu Lorenzo Quadri (beide
Lega). Am meisten Stimmen erhielt der auch als Stadtpräsident wiedergewählte Giorgio
Giudici (fdp). Mit Erasmo Pelli und Giovanna Masoni Brenni (beide bisher) konnten die
Freisinnigen ihre zwei weiteren Sitze verteidigen. Für die CVP wurde Paolo Beltraminelli
(bisher) gewählt, für die SP Nicoletta Mariolini (ebenfalls bisher). Die Wahlbeteiligung lag
bei 50,9%. 9

WAHLEN
DATUM: 20.04.2008
SABINE HOHL

In Lugano fanden Mitte April die Kommunalwahlen statt. Für den 60-köpfigen Consiglio
Comunale, das Stadtparlament, traten auf acht Listen 283 Kandidierende an. Die FDP,
mit bisher 20 Sitzen stärkste Partei in der kommunalen Legislative, trat mit einer vollen
Liste, also mit 60 Kandidierenden an. Auch die CVP schickte 60 Personen ins Rennen.
Zusammen mit der Generazioni Giovani wollten die Christdemokraten ihre 11 bisherigen
Sitze verteidigen. Bis auf einen Platz die ganze Liste füllte die SP. Mit den 59
Kandidierenden sollten mindestens die 10 Sitze gehalten werden. Gespannt war man auf
das Abschneiden der Lega, die bei den kantonalen und nationalen Wahlen 2011
Grosserfolge feiern konnte. Die Lega trat mit 35 Kandidierenden an, darunter auch
Attilio Bignasca, der ehemalige Nationalrat und Bruder des Lega-Chefs. Die Leghisti
wollten ihre bisher 14 Sitze vermehren. Die SVP, die in der Südschweiz auch aufgrund
der Konkurrenz durch die Lega nicht die Bedeutung erlangt hat, die ihr andernorts
zukommt, trat mit 25 Kandidierenden an. Diese sollten den Bestand von bisher drei
Sitzen ausbauen. Bisher mit zwei Sitzen vertreten waren die Grünen. Sie traten mit
einer Liste mit 31 Kandidierenden an. Neben den sechs arrivierten Parteien gingen zwei
weitere Listen an den Start. Die GLP trat erstmals in Lugano mit drei Kandidierenden
und die „Area Liberale“ mit zehn Personen an. Im Gegensatz zu 2008 trat der Partito
Comunista nicht mehr an. Wie bereits zuvor bei den kantonalen Wahlen konnte die
Lega auch in Lugano einen Erfolg feiern. Nur ganz knapp konnte sich die FDP (30,3%;
2008: 32,4%) noch als stärkste Partei vor den Leghisti halten, die um 6,7 Prozentpunkte
auf 30,0% zulegten und neu mit 18 Sitzen im Rat vertreten waren. Die FDP musste zwar
einen Sitzverlust hinnehmen, blieb aber mit 19 Mandaten auch in punkto Sitzen, wenn
auch knapp, stärkste Partei in Lugano. Die Sitzgewinne der Lega gingen nicht nur auf
Kosten der FDP, sondern auch zu Ungunsten der CVP, die zwei Sitze einbüsste und noch
15,3% der Wählerschaft hinter sich scharen konnte (2008: 17,5%), die sie neu mit neun
Mandaten und auch auf Kosten der SVP vertrat, welche nur noch über zwei Sitze
verfügte (3,1%; 2008: 5,3%). Bei der Ratslinken kam es zu einem Sitzabtausch zwischen
der SP und den Grünen. Die SP, neu mit neun Mandaten und 14,4% Wähleranteil (2008:
16,1%) musste einen Sitz an die GP abtreten, die damit neu drei Mandate inne hatte und
mit einem Wählerzuwachs von 1,3 Prozentpunkten (neu: 5,2%) die Rolle der
schwächsten Partei an die SVP abgab. Keine Chance auf einen Sitzgewinn hatten die
GLP (0,7%) und die Area Liberale (1,1%). Im Gegensatz zu den mehrheitlich rot-grün
dominierten Deutschschweizer Städten blieb Lugano damit deutlich in rechts-
bürgerlicher Hand. Als ein Grund für das Erstarken der Lega wurde in der Presse die
Fusion Luganos mit seinen Nachbargemeinden genannt. In den neuen Aussenquartieren
wohnten tendenziell soziale Benachteiligte, die sich von der Lega Verbesserungen ihrer
Lebenssituation erhofften. Die Beteiligung lag mit 54,9% vier Prozentpunkte höher als
noch vor fünf Jahren (50,9%).

Der Kampf zweier Politgrössen um das Stadtpräsidium der Exekutive war das prägende
Element der Gesamterneuerungswahlen in Lugano. Giorgio Giudici (fdp), seit 30 Jahren
Präsident der Stadt Lugano, wurde vom abtretenden kantonalen Regierungsrat Marco
Borradori (lega) herausgefordert. Borradori war für „König Giorgio“, wie der amtierende
Stadtpräsident in Lugano genannt wird, ein ernst zu nehmender Gegner, weil er als
bescheiden auftretender, von den extremen Forderungen seiner eigenen Partei jeweils
Abstand nehmender, im Tessin überaus beliebter Politiker galt. Für die im Proporz
organisierten Wahlen für den Municipio trat die FDP, die bisher drei der sieben Sitze in

WAHLEN
DATUM: 14.04.2013
MARC BÜHLMANN
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der Exekutive inne hatte, auf einer Siebnerliste an, auf der neben Giudici auch die
bisherige Giovanna Masoni Brenni kandidierte. Der Bisherige Erasmo Pelli stellte sich
hingegen nicht mehr zur Wahl. Dafür komplettierten Roberto Badaracco, Luca Banfi,
Michele Bertini, Chrubina Ravasi und Ferruccio Unternährer die FDP-Liste. Auch die
bisher mit zwei Munizipalräten vertretene Lega schickte neben Borradori sechs weitere
Kandidierende ins Rennen, darunter die beiden Bisherigen Lorenzo Quadri und
Giuliano Bignasca, sowie Michele Foletti, Marusca Ortelli, Angelo Paparelli und Amanda
Rückert. Auch die SP und die CVP wollten ihren jeweiligen Sitz mit sieben Personen
verteidigen. Sowohl Paolo Beltraminelli (cvp) als auch Nicoletta Mariolini (sp) traten
allerdings nicht mehr an, so dass die beiden Parteien eine Liste mit sieben neuen
Persönlichkeiten aufstellten. Bei der CVP waren dies Sara Beretta-Piccoli, Angelo
Bernasconi, Francesca Bordoni Brooks, Franco Denti, Angelo Jelmini, Michele Malfanti
und Simonetta Perucchi Borsa. Die Sozialdemokraten schickten Antonio Bassi, Raoul
Ghisletta, Marco Jermini, Sergej Roic, Cristina Zanini Barzaghi und Carlo Zoppi ins
Rennen. Zudem figurierte Edoardo Cappelletti vom Partito Comunista auf der SP-Liste,
weil die Kommunisten, anders als noch 2008, keine eigene Liste mehr aufstellten.
Ursprünglich hatte auch die einstige SP-Bundesratskandidatin und ehemalige Tessiner
Staatsrätin Patrizia Pesenti ihre Ambitionen angekündigt. Die Partei stehe allerdings
nicht hinter ihr, liess Pesenti verlauten und zog deshalb ihre Kandidatur zurück. In der
Presse wurde vermutet, dass parteiintern befürchtet wurde, dass das gute Verhältnis
Pesentis mit Lega-Staatsrat und Kandidaten für den Municipio Marco Borradori im Falle
einer sehr wahrscheinlichen Wahl beider Tessiner Polit-Persönlichkeiten dazu führen
könnte, dass Pesenti die SP-Interessen in Lugano zu wenig deutlich vertreten würde.
Auch die Lega hatte sich schon mit ähnlichen Befürchtungen – freilich mit umgekehrten
Vorzeichen – in der Presse geäussert. Wenig Chancen auf einen Sitzgewinn wurden den
drei weiteren Listen eingeräumt. Die SVP trat ebenfalls mit einer vollen Liste an, im
Gegensatz zu den Wahlen vor fünf Jahren jedoch alleine und ohne die Unterstützung
der Lega. Für die Unione Democratica di Centro stellten sich Alain Bühler, Tiziano
Galeazzi, Federico Haas, Eros Nicola Mellini, Manuela Schlatter, Peter Walder und Yves
Wellauer zur Verfügung. Die Area Liberale trat mit Paolo Pamini, Liliana Demarchi-
Silvestro, Alberto Siccardi, Nicola Pagnamenta und Stelio Pesciallo an. Den Reigen der
insgesamt 41 Kandidierenden schloss Romeo Künzle für die GLP. Neben dem Duell
zwischen Giudici (fdp) und Borradori (lega) überschattete der Tod von Giuliano Bignasca
(lega) die Luganer Kommunalwahlen. Das unerwartete Ableben des Lega-Präsidenten am
7. März des Berichtjahrs sorgte nicht nur für emotionale Wellen, sondern auch für eine
polit-juristische Kontroverse. Die Wahlregeln sehen vor, dass jemand bei einem
Todesfall von der Wahlliste gestrichen wird, allerdings nur bevor diese Listen definitiv
sind. Weil Bignasca allerdings kurz nach der definitiven Festlegung der Listen starb, gab
es keine Regel und die dafür zuständige Kantonsregierung befand, die endgültige
Entscheidung müsse vom amtierenden Stadtpräsidenten, also von Giorgio Giudici,
getroffen werden. Der Sindaco entschied sich dafür, Bignasca aus Pietätsgründen auf
der Liste zu lassen, was vor allem von den Grünen heftig kritisiert wurde. Ein Rekurs
wurde jedoch, weil zu kurz vor dem Wahltermin, nicht ergriffen. Die Wahlen vom 15.
April brachten einen in der Höhe überraschenden Erfolg für die Lega, die insgesamt
35,5% der Wählerschaft hinter sich scharen konnte (2009, zusammen mit der SVP:
28,5%) und damit als stärkste Partei in der Stadtregierung Anspruch auf neu drei statt
bisher zwei Sitze hatte. Nicht nur der Sitzgewinn, sondern auch der Umstand, dass die
Sindaco-Wahl überraschend deutlich an Borradori ging – der zurücktretende Staatsrat
erhielt mit 14'212 Stimmen fast 1'500 Stimmen mehr als der amtierende Giudici (12'725
Stimmen) – machten den Erfolg der Lega komplett. Kurios war die Wahl des
verstorbenen Giuliano Bignascha, der hinter Borradori und Quadri (11'360 Stimmen) auf
Platz drei noch 9'001 Stimmen erhielt. Für Bignasca rutschte der viertplatzierte Michele
Foletti (8'875 Stimmen) nach. Entgegen der Hoffnung der Lega ging ihr Sitzgewinn aber
nicht auf Kosten der SP, die mit 14,1%-Stimmenanteil (2009: 17,0%) neu Cristina Zanini
Berzaghi (4'604 Stimmen) in den Stadtrat schickte, sondern auf Kosten der FDP. Die
Freisinnigen konnten zwar ihren Wähleranteil im Vergleich zu 2008 (32,8%) leicht auf
33,2% steigern, was jedoch nur noch für zwei Sitze reichte. Diese wurden von Giorgio
Giudici (12'725 Stimmen) und Giovanna Masoni Brenni (10 300 Stimmen) besetzt. Den
siebten Sitz konnte die CVP mit 13,3% Wähleranteil und den 5 494 persönlichen
Stimmen für Angelo Jelmini halten. Keine Chance hatten die SVP (2,1% Wähleranteil)
sowie die GLP und die Area Liberale mit je 0,9%. Das erwartete Kopf-an-Kopf-Rennen
zwischen Borradori und Giudici war damit unerwartet deutlich zugunsten des Lega-
Politikers ausgefallen. Weil keiner der Kandidaten das absolute Mehr erreichte, schien
ein zweiter Wahlgang für das Sindaco-Amt nötig zu werden. Nach einiger Bedenkzeit
verzichtete die FDP allerdings darauf, womit Borradori der neue Sindaco von Lugano
wurde. Giudici übernahm vorerst das Vizepräsidium, kündigte dann aber bereits Ende
August – nach 35 Jahren politischen Wirkens in der grössten Stadt im Kanton Tessin –
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seinen Rücktritt an. Er wurde von allen Parteien als wichtige Triebkraft für das Erstarken
der Tessiner Metropole hin zu einem wichtigen Wirtschaftsstandort gewürdigt. Für ihn
rückte Michele Bertini nach, der bei den Wahlen 9'225 persönliche Stimmen erzielt
hatte. Zur neuen Vizepräsidentin wurde innerhalb der Exekutive Giovanna Masoni (fdp)
bestimmt, obwohl bisher als ungeschriebenes Gesetz galt, dass der Stadtrat mit den
zweitmeisten Stimmen – dies wäre Lorenzo Quadri gewesen – zum Vize-Sindaco
bestimmt wird. FDP, CVP und SP wollten damit eine zu grosse Machtfülle der Lega
verhindern. 10

Pour l’élection de la Municipalité de Lugano, cinq listes ont été présentées pour
l’attribution de sept sièges. La liste de la Lega dei Ticinesi et l'UDC proposait 7
candidats,  tout comme celle du PLR, du PS et Verts, des Vert'libéraux avec PDC et de
Génération jeune (GG). La liste de Lugano pour tous a soumis qu'une candidature. Avec
un score de 37,2% des voix, la LEGA et l’UDC ont eu le droit à trois sièges. Ainsi ont été
élus : Marco Borradori (lega), Lorenzo Quadri (lega) et Michele Foletti (lega). Le PLR
(31,4% des suffrages) a pu faire élire deux candidats, Michele  Bertini et Roberto
Badaracco. Un siège a été attribué au Parti socialiste (16,7% des suffrages avec les Verts)
avec Cristina Zanini Barzaghi. Le dernier siège, attribué à Angelo Jelmini, était pour le
PDC (13,5% avec Génération jeune et les Vert'Libéraux). Quatre des anciens conseillers
d'Etat ont donc été réélus pour un mandat supplémentaire, Lorenzo Quadri, Michele
Bertini, Marco Borradori  et Angelo Jelmini. En comparaison à 2013, la LEGA-UDC est
passé de 37,6% (35,5% pour la LEGA et 2,1% pour l'UDC) à 37,2% des voix. Le PLR a
perdu des voix, passant de 33,2% à 31,4%. Les Vert'libéraux, le PDC et Génération
Jeune ont perdu également des voix, avec 13,5% des voix actuellement au lieu de 14,3%
en 2013.
Pour l’élection du Conseil communal, où il fallait attribuer 60 sièges, 9 listes ont été
proposées. Le PLR  a obtenu 18 sièges, soit un siège en moins que lors des dernières
élections. La LEGA a également obtenu 18 sièges. Le PDC, les Générations jeunes et les
Vert'libéraux ont eu 9 sièges, comme le Parti socialiste. L’UDC et les Verts ont chacun
eu 3 sièges. L’UDC a donc obtenu un siège en plus par rapport à la dernière législature.
Les trois dernières listes, à savoir Lugano pour tous, Non 5 ma 500 et la liste RETE, ont
reçu aucun siège. La LEGA et le PLR représentent les deux plus grandes forces au
pouvoir législatif, ceci reflète la composition de la municipalité, où ces deux partis sont
majoritaires (trois membres de la LEGA, deux du PLR). 11

WAHLEN
DATUM: 10.04.2016
DIANE PORCELLANA

Eidgenössische Wahlen

Gleich vier der acht Sitze, die dem Kanton Tessin zustehen, wurden für die Wahlen 2011
frei: Chiara Simoneschi-Cortesi und Meinrado Robbiani von der CVP sowie Fabio
Pedrina von der SP gaben ihren Rücktritt. Fabio Abate (fdp) strebte einen Sitz im
Ständerat an. Neben den vier Bisherigen traten 64 weitere Kandidierende auf 11 Listen
an. Während die Zahl der Listen damit gleich blieb wie bei den Wahlen 2007, war die
Kandidierendenzahl leicht rückgängig (2007: 79). Dasselbe galt für den Anteil an
Kandidatinnen (2011: 26,5%; 2007: 27,8%). Neben der FDP, der CVP, der SP, der Lega,
der GP, der SVP und der PdA traten vier kleinere Gruppierungen zu den Wahlen an. Eine
Listenverbindung gingen die SP mit der PdA, anders als 2007 ohne die Grünen, und die
SVP mit der Lega ein. 

Das Tandem zwischen der Lega, die bereits bei den Kantonswahlen stark zulegen
konnte, und der SVP brachte den erhofften Erfolg: beide Parteien konnten einen Sitz
gewinnen und zeichneten für einen Rechtsrutsch im Tessin verantwortlich. Die SVP
(9,7%, +1 Prozentpunkt) hatte damit zum ersten Mal auch im Tessin zählbaren Erfolg bei
nationalen Wahlen. Die Lega legte um 3,5 Prozentpunkte zu (neu: 17,5%) und zog wieder
mit zwei Vertretern nach Bern. Die Tessiner SVP wurde von ihrem kantonalen
Parteipräsidenten Pierre Rusconi vertreten, während die Lega neu Roberta Pantani
sowie Lorenzo Quadri, der seit April 2011 für den in den Tessiner Staatsrat gewählten
Norman Gobbi amtierte, nach Bern schickte. Die CVP wusste ihre beiden bisherigen
Sitze mit zwei frischen Gesichtern zu verteidigen (Fabio Regazzi und Marco Romano),
obwohl sie mit 4,1 Prozentpunkten die stärksten Einbussen an Wählerprozenten
verzeichnen musste (neu: 20%). Die Gewinne der Lega und der SVP gingen auf Kosten
der SP (16,6%, -1,5 Prozentpunkte) und der FDP (24,8%, -3,3 Prozentpunkte), die jeweils
einen Sitz abgeben mussten. Zum ersten Mal seit 1919 hatte die FDP im Tessin damit
weniger als einen Viertel der Wählerschaft hinter sich. Ihr Präsident, Fulvio Pelli, wurde
nur knapp – mit 54 Stimmen Vorsprung – im Amt bestätigt. Noch knapper war die

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Vergabe des zweiten CVP-Sitzes. Marco Romano und Monica Duca erreichten die exakt
gleiche Stimmenzahl (23'979). Das Los kam bei Nationalratswahlen schon einmal zur
Anwendung, allerdings nicht wegen Stimmengleichheit, sondern weil 1939 zwei
Regierungsmitglieder des Kantons Basel-Landschaft gewählt waren, aber nur ein
Mitglied im Nationalrat vertreten sein durfte. Mittels Computerprogramm und unter
Ausschluss der Öffentlichkeit wurde Monica Duca zur Siegerin erkoren. Gegen das
Verfahren gingen jedoch Beschwerden ein. Das Bundesgericht ordnete in der Folge
eine neue manuell und öffentlich durchzuführende Ziehung an, die von einem Mitglied
der Tessiner Regierung vorgenommen werden musste. Eine Nachzählung, wie sie von
Romano gefordert wurde, lehnte das oberste Gericht ab. Beim zweiten, diesmal
juristisch korrekten Losverfahren, wurde dann Marco Romano gewählt. Damit lag die
Frauenquote unverändert bei 25%. Die Wahlbeteiligung war mit 54,3% auffällig höher
als bei den letzten Wahlen (47,4%). Ein Grund dafür dürfte auch die spannende
Ausgangslage bei den Ständeratswahlen gewesen sein. 12

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le Dalaï-lama est venu en Suisse pour participer à diverses conférences. Le
gouvernement ne l’a pas reçu officiellement invoquant un manque de temps. Seule la
présidente du Conseil national, Chiara Simoneschi (pdc, TI), l’a rencontré à Lausanne.
Certains analystes y ont vu l’ombre de la Chine, l’ambassadeur chinois ayant affirmé
que les pays amis de la Chine ne devaient pas donner de plateforme aux propos
séparatistes du chef spirituel tibétain. 13

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 05.08.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Die Ankündigung von SBB Cargo vom vergangenen Jahr, in der ganzen Schweiz nur noch
323 von 650 Stationen für den Schienengüterverkehr bedienen zu wollen, hatte in
vielen Kantonen Proteste ausgelöst. Nach zahlreichen Verhandlungen gab das
Unternehmen im Frühjahr bekannt, es habe für 170 Firmen eine spezifische Lösung
gefunden, doch müssten zahlreiche Kleinkunden künftig auf die Strasse umsteigen. Mit
der geplanten Restrukturierung könne SBB Cargo 96% des bisherigen
Transportvolumens auf der Schiene behalten, und die Zahl der abzubauenden Stellen
reduziere sich um 28 auf insgesamt 620. Ein Umbau des Rollmaterialservice soll die
Produktivität in den Werkstätten Biel und Bellinzona erhöhen; SBB Cargo beabsichtige
aber, das Werk Biel künftig mit einem starken Partner zusammen zu führen. Diese
Neuausrichtung des Unternehmens bringe jährliche Einsparungen von CHF 25
Mio. Siehe auch die Antworten des Bundesrates auf eine zurückgezogene Motion
Stähelin (cvp, TG) (06.3052), eine Frage Huguenin (pda, VD) (06.5084) und die
Interpellationen Recordon (gp, GE) (05.3506) , Müller (fdp, AG) (05.3742), Simoneschi
(cvp, TI) (05.3907) und Salvi (sp, VD) (06.3118). 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.06.2006
MAGDALENA BERNATH

L’annonce, à quelques jours d’intervalle, des démissions de Jürg Schmid et Thomas
Remund, respectivement directeur de la division voyageurs et responsable des finances
des CFF, a suscité passablement de commentaires et d’interrogations dans la presse
comme au parlement. Six cadres supérieurs ont en effet quitté la direction du groupe
depuis l’accession de Andreas Meyer à la direction générale exécutive, en 2007. La
presse a évoqué la manière relativement brutale avec laquelle Meyer assume la
conduite du groupe et la faible marge de manœuvre laissée aux directeurs de division
pour expliquer ces départs. Interpellé par la conseillère nationale Chiara Simoneschi-
Cortesi (pdc, TI), le Conseil fédéral a tout d’abord souligné les causes fort diverses de
ces démissions avant de rappeler que leur nombre n’a rien d’inhabituel s’agissant d’une
entreprise confrontée à des défis importants, comme le sont les CFF actuellement. En
tant que propriétaire, il a par ailleurs exclu toute intervention dans la politique du
groupe en matière de recrutement du personnel dirigeant, cette compétence
incombant au Conseil d’administration. 15

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 07.06.2010
NICOLAS FREYMOND
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Post und Telekommunikation

Lors de la discussion par article de la LPO (loi sur la poste), le plénum a tout d’abord
refusé, par 107 voix contre 64, d’obliger les entreprises postales à conclure des
conventions collectives de travail avec leurs employés, ainsi que l’a proposé une
minorité Pedrina (ps, TI). Une proposition radicale visant à obliger La Poste à mettre ses
infrastructures à disposition de ses concurrents privés a également été rejetée, par 126
voix contre 41. Par 94 voix contre 61, les députés ont refusé de conditionner l’utilisation
des cases postales par les concurrents de La Poste au respect des dispositions de la
convention collective de cette dernière, ainsi que l’a demandé une minorité
Simoneschi-Cortesi (pdc, TI). La CTT-CN a proposé d’attribuer la concession pour le
service universel par une procédure d’appel d’offres, comme cela se fait pour les
télécommunications. Par 84 voix contre 82, le plénum a préféré s’en tenir à la solution
retenue par le Conseil fédéral et le Conseil des Etats, considérant que, à l’instar des
télécommunications, aucun concurrent de l’opérateur historique n’étant susceptible
de présenter une offre, une telle procédure serait inutile et coûteuse. Par 87 voix
contre 85, la chambre basse a suivi sa commission, en introduisant une garantie
générale de la distribution à domicile cinq jours par semaine dans tous les lieux habités
à l’année, excluant ainsi les exceptions proposées par le Conseil fédéral. Toujours sur
proposition de sa commission, elle a décidé de garantir l’accessibilité des prestations
du service universel dans toutes les régions du pays à une « distance raisonnable ». Par
97 voix contre 74, les députés ont inscrit dans la loi le droit de participation des
communes en matière de détermination du réseau de points d’accès aux services
postaux, selon une proposition Weber-Gobet (pcs, FR). À la suite du Conseil des Etats,
mais contre l’avis de la majorité de la CTT-CN, le Conseil national a approuvé, par 102
voix contre 69, la suppression de la limitation dans le temps de l’aide à la presse, selon
une proposition Allemann (ps, BE). Cette aide a d’ailleurs été revue à la hausse, qu’elle
soit destinée à la presse régionale et locale (de CHF 20 à 30 millions) ou à la presse
associative (de CHF 10 à 20 millions). Concernant la libéralisation, le plénum a suivi la
majorité de la CTT en décidant, par 102 voix contre 82, de biffer la suppression du
monopole de La Poste sur les lettres d’un poids égal ou inférieur à 50 grammes et de
charger le Conseil fédéral de présenter, dans un délai maximal de trois ans après
l’entrée en vigueur de la LPO, un rapport sur les conséquences de l’ouverture du
marché jusqu’à 50 grammes en Suisse et de la libéralisation complète en Europe, ainsi
que des mesures pour le développement futur du marché postal. Au vote sur
l’ensemble, les députés ont adopté la LPO, par 152 voix contre 26, ces dernières
provenant presque exclusivement du groupe PLR.

Lors de l’examen de la LOP (loi sur l'organisation de La Poste) (09.050), le plénum a tout
d’abord rejeté des propositions socialistes visant à ce que La Poste conserve le statut
d’établissement autonome de droit public et que la Confédération en demeure l’unique
propriétaire. Une minorité rose-verte de la CTT-CN a en outre proposé de transformer
Postfinance en une véritable banque postale. Les députés ont rejeté cette proposition
par 101 voix contre 67. Ils n’ont pas non plus souhaité que La Poste conserve la
propriété de la totalité des actions de Postfinance SA, décidant au contraire, par 125
voix contre 61, d’ouvrir son capital tout en garantissant à La Poste une majorité de
sièges et de voix au conseil d’administration. La chambre basse a par ailleurs adopté
plusieurs modifications formelles proposées par la CTT-CN, ainsi qu’un amendement
précisant que les deux lois entreront en vigueur simultanément. Au vote sur l’ensemble,
la chambre basse a adopté la LOP, par 97 voix contre 83.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.2010
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik
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Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Trotz nach wie vor bestehender Arbeitslosigkeit klagten mehrere Branchen über einen
austrocknenden Arbeitsmarkt. Der Mangel an Arbeitskräften scheint besonders die
beiden Extreme der Qualifikationsskala zu betreffen. In seiner Antwort auf eine
Interpellation Simoneschi (cvp, TI) anerkannte der Bundesrat, dass in den Branchen,
welche hochqualifizierte Arbeitskräfte verlangen, tatsächlich Engpässe bestehen,
weshalb er sich entsprechend seiner neuen Ausrichtung der Ausländerpolitik auch
bereit erklärte, gut ausgebildeten Arbeitnehmenden aus Staaten ausserhalb der EU und
der EFTA kontingentierte Arbeitsbewilligungen zu erteilen. Er bestritt aber einen Mangel
an unqualifizierten Arbeitskräften aus dem EU-Raum (insbesondere aus Südeuropa);
seiner Ansicht nach ist das Fehlen ausreichender Hilfsarbeiter darauf zurückzuführen,
dass Betriebe in strukturschwachen Branchen, insbesondere in der Landwirtschaft und
im Gastgewerbe nicht gewillt sind, angemessene Löhne auszurichten. 16

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 31.12.2001
MARIANNE BENTELI

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Die CVP-Abgeordneten des Kantons Tessin wiesen in Vorstössen in beiden Kammern
auf die Problematik ihres Kantons hin, der in den letzten Jahren zum
Drogenumschlagplatz für norditalienische Cannabis-Konsumenten wurde. Eine Motion
von Ständerat Lombardi, die strengere Kontrollen für den Hanfanbau forderte, wurde
nur als Postulat überwiesen. Das gleiche geschah mit einer identischen Motion
Simoneschi (Mo. 99.3621) im Nationalrat. In beiden Kammern wurde als Argument für
die Umwandlung in das unverbindliche Postulat betont, es gehe darum, eine generelle
Lösung zu finden; eine spezielle „lex Ticino“ wäre dieser eher hinderlich. 17

MOTION
DATUM: 30.11.2000
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Simoneschi (cvp, TI), welches den Bundesrat
ersucht, die notwendigen Massnahmen zu treffen, um die langfristige finanzielle
Sicherstellung der Aktion „Nez rouge“ und ähnlicher Projekte zu ermöglichen. In dieser
Aktion bieten Freiwillige an, nicht mehr fahrtüchtige Festbesucher mitsamt deren Auto
sicher nach Hause zu fahren, was besonders in ländlichen Regionen von grosser
Bedeutung ist. 2000 hatte der Bund entschieden, seine Beiträge an den Fonds für
Verkehrssicherheit, der die Aktivitäten von „Nez rouge“ weitgehend bezahlte, drastisch
zu reduzieren, weshalb die Finanzierung nicht mehr gewährleistet ist. 18

POSTULAT
DATUM: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Im Abstimmungskampf dominierte klar die Debatte um das Asylgesetz. Die Gegner,
neben den Grünen und der SP auch Gewerkschaften, kirchliche Organisationen,
Hilfswerke, Kulturschaffende sowie ein bürgerliches Nein-Komitee, machten geltend,
die Verschärfungen im Asyl- und Ausländerrecht bedeuteten einen Bruch mit der
humanitären Tradition der Schweiz und verstiessen gegen das Völkerrecht. Sie
kritisierten insbesondere die neue Bestimmung zu den Identitätspapieren und den
Sozialhilfestopp. Das Abstimmungsbüchlein des Bundesrates wurde als irreführend
beanstandet. Vier Nationalräte aus dem bürgerlichen Nein-Komitee, Marty (fdp, TI),
Ruey (lp, VD), Simoneschi (cvp, TI) und Zapfl (cvp, ZH) verlangten in einem Schreiben
eine öffentliche Stellungnahme und eine inhaltliche Präzisierung der Landesregierung.
Diese wies die Kritik zurück. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.08.2006
MARIANNE BENTELI
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Au vu des écarts salariaux existant entre hommes et femmes, la politicienne
Simoneschi-Cortesi (pdc, TI) a déposé une motion demandant au gouvernement de
prévoir dans la loi sur l’égalité un mécanisme de contrôle afin de garantir la parité
salariale. L’opposition du groupe radical-libéral et de l’UDC n’a pas réussi à contrer la
motion acceptée par 87 voix contre 77 et 11 abstentions. 20

MOTION
DATUM: 10.09.2012
EMILIA PASQUIER

Alors que la motion Simoneschi-Cortesi (pdc, TI) demandant un mécanisme de contrôle
des salaires avait été acceptée en 2011 par le Conseil national, le Conseil des Etats n’a
pas suivi cette décision. Sur proposition de sa commission, ce dernier a préféré
ajourner la motion. L’ajournement a été motivé par les travaux en cours du Dialogue sur
l’égalité des salaires ouvert en 2009 par la Confédération. Les résultats de ce Dialogue
devraient parvenir au parlement en 2014. La motion sera donc réévaluée à ce moment-
là. La chambre du peuple a corroboré cette décision lors de sa session estivale. 21

MOTION
DATUM: 11.06.2013
EMILIA PASQUIER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Als Zweitrat hiess die grosse Kammer in der Herbstsession eine Motion der Kommission
für Wirtschaft und Abgaben des Ständerats gut. Damit wurde der Bundesrat beauftragt,
die Steuergesetzgebung so zu ändern, dass nicht mehr nur die Kosten für
Ausbildungen, die der besseren Ausübung des angestammten Berufs dienen, abziehbar
sind, sondern auch jene, die zu einem Aufstieg oder zu einer beruflichen
Neuorientierung befähigen. Keine Folge gab der Nationalrat dagegen zwei
Standesinitiativen der Kantone Glarus und Sankt Gallen sowie einer parlamentarischen
Initiative Simoneschi-Cortesi (cvp, TI), welche ebenfalls auf die Änderung der
steuerlichen Behandlung von Aus- und Weiterbildungskosten zielten. 22

MOTION
DATUM: 23.09.2009
ANDREA MOSIMANN

Berufsbildung

Drei parlamentarische Initiativen Simoneschi (cvp, TI), Strahm (sp, BE) und Theiler (fdp,
LU) sowie eine Motion der nationalrätlichen Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen (KVF), die alle eine Weiterbildungsoffensive im Bereich der
Informations- und Kommunikationstechnologie fordern, wurden entgegen dem
entsprechenden Antrag der WBK auf Abschreibung vom Nationalrat in der
Sommersession überwiesen. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.11.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Forschung

Um mehr Informationen über Akteure und Themen im Bereich der Forschung über
Bildung zu erlangen, überwies der Nationalrat ein Postulat Simoneschi (cvp, TI) und
beauftragte den Bundesrat mit der Erarbeitung eines Berichts über die Forschung im
Bildungsbereich. 24

POSTULAT
DATUM: 02.10.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Kultur, Sprache, Kirchen

Film

Kurz vor der Wintersession riefen Filmschaffende das Parlament dazu auf, den
Filmkredit massiv anzuheben; die im Budget 2002 vorgesehene Erhöhung um CHF 2
Mio. genüge nicht für ein längerfristiges Überleben des Schweizer Films. Die
Aufstockung der Gelder reiche nicht einmal aus, um die bisher von privater Seite
mitfinanzierte und im neuen Filmgesetz definitiv als Aufgabe des Bundes verankerte
erfolgsabhängige Filmförderung («Succès cinéma») aufrecht zu erhalten. Bei der
Beratung des Voranschlags stellten vor allem Abgeordnete aus der lateinischen Schweiz
mehrere Anträge zur Erhöhung der Mittel. Im Nationalrat setzte sich vorerst ein Antrag
Simoneschi (cvp, TI) für eine zusätzliche Aufstockung um CHF 3.5 Mio. durch;
angesichts des finanzpolitischen Widerstands in der kleinen Kammer einigten sich die
Räte schliesslich auf eine Anhebung um total CHF 3.75 Mio. gegenüber dem Vorjahr. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2001
MARIANNE BENTELI

Sprachen

In der Folge überwiesen die Räte im Einverständnis mit dem Bundesrat eine Motion
Berberat (sp, NE) und der Ständerat eine Motion Studer (sp, NE) für eine Erhöhung der
Zahl der französisch- und italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen
der Bundesverwaltung. Konkret sollen Bewerberinnen und Bewerber aus diesen
Sprachregionen bei gleicher Qualifikation solange den Vorzug gegenüber
Kandidierenden aus der Deutschschweiz erhalten, bis ihr Anteil demjenigen der
Landesbevölkerung entspricht. Eine Motion Simoneschi (cvp, TI), welche verlangte, dass
Stellenausschreibungen des Bundes Italienischsprachige nicht diskriminieren dürfen
(z.B. durch das Erfordernis der deutschen oder französischen Muttersprache), nahm
der Nationalrat ohne Gegenstimme an. Anlässlich der Beratung der vom Bundesrat
unterstützten Motion Studer (sp, NE) erklärte Bundesrat Merz, dass diese Forderung
bereits in einer Weisung des Bundesrates aus dem Jahre 2003 enthalten ist, aber leider
ungenügend umgesetzt werde. 26

MOTION
DATUM: 07.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Nachdem der Nationalrat bereits 2005 einer Motion Berberat (sp, NE) zur Erhöhung der
Anzahl der französisch- und italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen
der Bundesverwaltung zugestimmt hatte, nahm er jetzt auch diskussionslos eine gleich
lautende Motion von Ständerat Studer (sp, NE) an. Die kleine Kammer ihrerseits
überwies eine Motion Simoneschi (cvp, TI) aus dem Nationalrat, die verlangt, dass bei
Stellenausschreibungen des Bundes Italienischsprachige nicht diskriminiert werden
dürfen. 27

MOTION
DATUM: 08.03.2006
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im Mai bestimmte die CVP mit dem Freiburger Ständerat Urs Schwaller erstmals einen
Vertreter der kleinen Kammer zum neuen Fraktionschef. Der langjährige ehemalige
kantonale Finanzdirektor, der dem Parlament erst seit 15 Monaten angehört, löste den
im März in die Walliser Regierung gewählten Jean-Michel Cina ab. Zur neuen
Vizepräsidentin wurde neben den Bisherigen Ständerat Franz Wicki (LU) und
Nationalrätin Chiara Simoneschi (TI) die Thurgauer Nationalrätin Brigitte Häberli
gewählt. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.05.2005
MAGDALENA BERNATH

Ende August lehnten die Christlichdemokraten in Baden (AG) mit 104:39 Stimmen bei
vierzehn Enthaltungen das Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft nach
eingehender Diskussion ab. Chiara Simoneschi (TI) hatte vergeblich darauf hingewiesen,
dass sowohl Bauern- und Konsumentenorganisationen als auch Natur-, Umwelt- und
Tierschutzverbände hinter der Initiative stünden und dass es die Bindung der
Konsumenten an einheimische Produkte nicht stärke, wenn im Inland nichts anderes
produziert werde als im billigeren Ausland. Zur Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten
in Zentren des öffentlichen Verkehrs beschlossen die Delegierten mit 122:9 Stimmen

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.12.2006
MAGDALENA BERNATH
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bei sieben Enthaltungen die Ja-Parole. Entscheidendes Argument bei beiden Vorlagen
war die Sorge um den Wirtschaftsstandort Schweiz gewesen. Wie bereits beim
Partnerschaftsgesetz stand die Parole der CVP zu den Sonntagsverkäufen im
Widerspruch zur Empfehlung der Schweizerischen Bischofskonferenz, was letztere zu
leiser Kritik veranlasste. Gegen Ende Jahr bemühten sich die traditionell eng
verbundenen Organisationen um die Durchführung eines klärenden Gesprächs. 29

Konservative und Rechte Parteien

Die Wirren um Nationalrat Maspoli rissen auch im Wahljahr nicht ab. Ein konkursites
Werbebüro hatte wegen ausstehender Zahlungen Strafanzeige gegen ihn erhoben, und
das Verfahren über den Konkurs seiner Tageszeitung «Altra Notizia» war noch immer
nicht abgeschlossen. Anfangs Juli wurde er zudem wegen übler Nachrede gebüsst. 
Sein Parteipräsident Giuliano Bignasca war dagegen durch Fotomontagen im Lega-Blatt
«Il Mattino della Domenica» aufgefallen. Opfer der Fotomontagen, die nackte
Frauenkörper mit prominenten Köpfen kombinierten, waren unter anderem
Bundesrätin Ruth Dreifuss und die Tessiner Staatsrätin Marina Masoni (fdp). Mit
Ausnahme von Chiara Simoneschi (cvp) verzichteten die Beschädigten jedoch auf eine
Anzeige. Eine Gruppe von Parlamentarierinnen und Parlamentariern forderte den
Rücktritt Bignascas aus dem Nationalrat, in den er als zweiter Lega-Vertreter im
Oktober gewählt worden war. 30

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.12.1999
DANIEL BRÄNDLI
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